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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verteidigung 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Abkommen vom 14. Dezember 1957 über die 
bodenständige Verteidigung und Polizei nach Artikel 5 des 
Protokolls Nr. II des revidierten Brüsseler Vertrages 

— Drucksache 2470 — 


A. Bericht des Abgeordneten Heye 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 144. Sitzung 
am 22. Februar 1961 den Gesetzentwurf — Druck- 
sache 2470 — in erster Lesung beraten und anschlie- 
ßend dem Ausschuß für Verteidigung federführend 
und dem Ausschuß für Inneres mitberatend überwie- 
sen. Der Ausschuß für Inneres hat dem Entwurf in 
seiner Sitzung vom 12. April 1961 zugestimmt. 

Der Ausschuß für Verteidigung hat den Gesetz- 
entwurf in seinen Sitzungen vom 12. und 13. April 
unter Berücksichtigung der Verhandlungen im Aus- 
schuß für Inneres beraten und ihn einstimmig ange- 
nommen. 


I. Allgemeines 

Die Mitgliedstaaten der Westeuropäischen Union 
haben mit der Unterzeichnung der Protokolle zum 
Brüsseler Vertrag am 23. Oktober 1954 in Paris 
unter anderem ein System militärischer Beschrän- 
kungen geschaffen, das ihre Truppenstärke und 
Rüstung auf dem europäischen Festland begrenzt 
und einer Kontrolle durch gemeinsame Organe 
unterwirft. Die Höchstgrenze für die Truppenstärke 
und die Bewaffnung der Streitkräfte und der Poli- 
zeikräfte auf dem europäischen Festland wird im 
Protokoll Nr. II grundsätzlich bestimmt. Diese Vor- 
schriften werden ergänzt durch die Protokolle Nr. 
III und IV zum revidierten Brüsseler Vertrag, die 
sich mit der Rüstungskontrolle befassen. Im Proto- 
koll Nr. II werden bei der Festlegung der Höchst- 
grenzen für die Truppenstärke und der Bewaffnung 
gewisser Kategorien von Streitkräften unterschie- 
den. 


II. Die einzelnen Bestimmungen des Abkommens 

Die Artikel 1, 2 und 3 des Protokolls Nr, II be- 
fassen sich mit den Streitkräften, die dem Ober- 
befehlshaber für Europa unterstehen. Durch Artikel 
5 wird den Staaten der WEU die Verpflichtung auf- 
erlegt, durch ein Abkommen die Truppenstärke und 
Bewaffnung für die bodenständige Verteidigung und 
der Polizeikräfte unter Berücksichtigung der Auf- 
gaben und des Kräftebedarfs festzulegen. Dieser 
Verpflichtung sind die Außenminister der WEU am 
14. Dezember 1957 mit der Unterzeichnung des vor- 
liegenden Abkommens zur Durchführung des Arti- 
kels 5 nachgekommen. 

In dem Abkommen wird davon ausgegangen, daß 
zu den Streitkräften für die bodenständige Vertei- 
digung und zu den Polizeikräften alle Streitkräfte 
der WEU auf dem Festland, soweit sie nicht dem 
Oberbefehlshaber von Europa unterstehen, und die 
Polizeikräfte selbst gehören. Unter Polizeikräfte 
sind alle bewaffneten uniformierten Personen zu 
verstehen, die in Einheiten organisiert sind, unter 
öffentlicher Befehlsgewalt stehen und verantwort- 
lich sind für die Aufrechterhaltung von Recht und 
Ordnung, insbesondere für das Einhalten beste- 
hender Gesetze und Vorschriften. Im Hinblick auf 
die besonderen deutschen Verhältnisse hat der 
deutsche Vertreter im Rat der Westeuropäischen 
Union am 3. Dezember 1957 mit Zustimmung der 
anderen Ratsmitglieder die folgende Erklärung zu 
Protokoll gegeben: 

„Nach deutscher Auffassung fallen die nachstehen- 
den Personengruppen nicht unter den Begriff 
, Polizeikräfte': 
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Wachleute und Aufseher, Feuerwehrleute und 
ähnliche Personengruppen mit Ordnungsfunktio- 
nen, auch wenn einzelne ihrer Angehörigen be- 
waffnet und uniformiert sind." 

Im Artikel 2 wird eine genauere Definition der 
Waffenarten gegeben, die auf dem Festland der 
Rüstungskontrolle unterworfen sind. 

Der Artikel 3 verpflichtet die Mitgliedstaaten, 
die Höchstgrenze für die Truppenstärke und die 
Bewaffnung nicht zu überschreiten. Es wird voraus- 
gesetzt, daß die Mitglieder jährlich über ihre Trup- 
penstärke und Bewaffnung Bericht erstatten. 

In Artikel 4 und 5 wird die Aufstellung der Ver- 
zeichnisse über Stärke und Bewaffnung geregelt. 
Die Mitgliedstaaten berichten über die Streitkräfte, 
die sie im Gebiet des alliierten Oberkommandos 
für Europa für die gemeinsame Verteidigung bei- 
zubehalten, aber nicht der Nordatlantik-Organisa- 
tion zu unterstellen wünschen. Im Zuge der NATO- 
Jahreserhebung faßt der Nordatlantikrat Beschlüsse, 
wie weit diese Streitkräfte unter nationalem Befehl 
bleiben können. Der Nordatlantikrat übermittelt 
der WEU die Angaben über die Truppenstärke. 
Hinsichtlich der Bewaffnung bedarf es einer unmit- 
telbaren Berichterstattung an die WEU. Welche 
ßtreitkräfte innerhalb des Begriffs „Streitkräfte für 
die bodenständige Verteidigung" als Streitkräfte für 
die gemeinsame Verteidigung anzusehen sind, ist 
zur Zeit noch nicht festgelegt. Die erwähnte Ent- 
schließung des Nordatlantikrates vom 22. Oktober 
1954 befaßt sich mit den Streitkräften einiger Mit- 
gliedstaaten der WEU auf dem europäischen Fest- 
land, die für die Verteidigung überseeischer Ge- 
biete bestimmt sind. Sie rechnen also nicht zu den | 


Streitkräften für die gemeinsame Verteidigung. Es 
ist politisch unzweckmäßig, daß die WEU Höchst- 
grenzen festsetzt für Streitkräfte, die in Europa 
stationiert, aber für die Verteidigung überseeischer 
Gebiete vorgesehen sind. So wenig die WEU hier- 
für eine Verantwortung übernehmen kann, so kann 
es auch nicht dem Geist des Brüsseler Vertrages 
entsprechen, wenn Streitkräfte dieser Größenord- 
himg unberücksichtigt bleiben. Der Artikel 5 sieht 
deshalb eine Mitteilungspflicht der betreffenden 
Staaten über die Truppenstärke und die Bewaff- 
nung dieser Streitkräfte vor. Der Rat erhält damit 
eine Übersicht über die Streitkräfte, aber keine 
Einflußnahme. 

Artikel 6 des Abkommens regelt das Verfahren 
für die jährlich einmal zu erfolgende Festlegung 
der Höchstgrenzen in den Verzeichnissen. Auf An- 
trag eines Mitgliedstaates muß diese Festlegung 
jederzeit überprüft werden. Diese Bestimmung ge- 
winnt Bedeutung, wenn der alliierte Oberbefehls- 
haber für Europa Streitkräfte aus der bisherigen 
Unterstellimg entläßt. Bei Festlegung der Höchst- 
grenzen muß der Rat einstimmig entscheiden. Wich- 
tig ist noch die Schlußbestimmung im Artikel 7, in 
dem festgelegt wird, daß die notwendigen Erhe- 
bungen über die Gesamtstärke der unter das Ab- 
kommen fallenden Streitkräfte und Polizeikräfte 
und auch die Kontrolle durch das Amt für Rüstungs- 
kontrolle erst dann beginnen können, wenn alle 
Unterzeichnerstaaten die Ratifikation des Abkom- 
mens notifiziert haben. 

Belgien, Großbritannien, Niederlande und Italien 
haben ihre Ratifikationsurkunden hinterlegt, und 
von der Bundesrepublik wird eine baldige Ratifi- 
j zierung des Abkommens erwartet. 


Bonn, den 13. April 1961 


Heye 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2470 — unverän- 
dert anzunehmen. 


Bonn, den 13. April 1961 


Der Ausschuß für Verteidigung 
Dr. Jaeger Heye 

Vorsitzender Berichterstatter 
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